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Der BSBD protestiert !
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Bundesvorsitzender	 René Müller	 rene.mueller@bsbd-bund.de
		  www.bsbd.de

Stellv. Bundesvorsitzender	 Horst Butschinek	 horst.butschinek@bsbd-bund.de

Stellv. Bundesvorsitzender	 Sönke Patzer 	 soenke.patzer@bsbd-bund.de

Stellv. Bundesvorsitzender	 Alexander Sammer 	 alexander.sammer@bsbd-bund.de

Stellv. Bundesvorsitzende	 Dörthe Kleemann	 doerthe.kleemann@bsbd-bund.de

Stellv. Bundesvorsitzender
Schriftleitung	 Martin Kalt 	 martin.kalt@bsbd-bund.de

Geschäftsstelle: 	 Bund der Strafvollzugsbediensteten Deutschlands
	 Waldweg 50 · 21717 Deinste · post@bsbd.de

Landesverbände	 Vorsitzende

Baden-Württemberg	 Michael Schwarz 	 bsbdschwarz@web.de
		  www.bsbd-bw.de

Bayern	 Alexander Sammer 	 post@jvb-bayern.de
		  www.jvb-bayern.de

Berlin	 Thomas Goiny 	 mail@bsbd-berlin.de
		  www.bsbd-berlin.de 

Brandenburg	 Dörthe Kleemann 	 geschaeftsstelle@bsbd-brb.de
		  www.bsbd-brb.de

Bremen	 Sven Stritzel 	 sven.stritzel@jva.bremen.de

Hamburg	 René Müller 	 rene.mueller@lvhs-hamburg.de
		  www.lvhs-hamburg.de

Hessen	 Birgit Kannegießer 	 vorsitzende@bsbd-hessen.de
		  www.bsbd-hessen.de

Mecklenburg-Vorpommern	 Matthias Nicolay 	 mpaape@onlinehome.de
		  www.bsbd-mv.de

Niedersachsen	 Oliver Mageney 	 oliver.mageney@vnsb.de
		  www.vnsb.de

Nordrhein-Westfalen	 Horst Butschinek 	 horst.butschinek@bsbd-bund.de
		  www.bsbd-nrw.de

Rheinland-Pfalz	 Mark Schallmo 	 mail@bsbd-rlp.de 
	 Stefan Wagner	 www.bsbd-rlp.de

Saarland	 Markus Wollscheid 	 M.Wollscheid@justiz.saarland.de

Sachsen	 Thomas Porr 	 thomas.porr@bsbd-sachsen.de
		  www.bsbd-sachsen.de

Sachsen-Anhalt	 Mario Pinkert 	 mario.pinkert@bsbd-lsa.de
		  www.bsbd-lsa.de

Schleswig-Holstein	 Michael Hinrichsen 	 hinrichsen@bsbd-sh.de
		  www.bsbdsh.de

Thüringen	 Ronny Rüdiger 	 post@bsbd-thueringen.de
		  www.bsbd-thueringen.de
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BSBD Ländertreffen in Dessau
Länderübergreifender Erfahrungsaustausch ist von großem Nutzen

Während die Justizministerkonfe-
renz am 10. November 2023 in Berlin 
zusammenkam, fand das BSBD Län-
dertreffen 2023 in Dessau statt. Für 
den BSBD Hessen waren in diesem 
Jahr die stv. Landesvorsitzenden Wil-
ma Volkenand und Gerd Gohla sowie 
Christian Otto (Frankfurt I) dabei. 

Und: im gleichen Zeitraum lief die 2. 
TV-L-Verhandlungsrunde in Berlin. Es 
war beeindruckend, wie es die BSBD 
Bundesleitung geschafft hat, dass das 
Arbeitsfeld Justizvollzug endlich auch 
in den Tarifverhandlungen wahrgenom­
men wird. Das habt ihr klasse ge-
macht, lieber René, lieber Sönke, liebe 
Mitglieder der Bundesleitung! 

So wurden die Landesjustizminis­
ter * innen am 10. November 2023 vom 
BSBD vor dem Bundesjustizministeri­
um mit einer Kundgebung erwartet. 
Der stv. dbb Bundesvorsitzende Volker 
Geyer sprach hierbei Klartext – auch zu 
den Forderungen für den Justizvollzug. 

Was die BSBD Kolleginnen und -kol­
legen beim Eintreffen der 16 Justiz­
minister * innen beobachten durften, 
bestätigte die vorherigen Berichte aus 
den Landesbünden und von der BSBD 
Bundesleitung. 

Aus dem Bundesbericht war bekannt, 
dass der Bundesjustizminister bisher 
jeglichen Kontakt zum BSBD Bund 
vermieden hatte. Kein Gespräch! Kein 
Austausch! Genau das war an diesem 
Morgen vor dem Bundesjustizminis­
terium zu beobachten. 

Der Bundesjustizminister würdigte 
die Versammelten des BSBD mit nicht 

einem Blick in die wartende Kolle-
genschaft. 

Die Ignoranz des Ministers wurde von 
den Versammelten mit Pfiffen und Buh­
rufen flankiert. Ebenso reagierten lei­
der auch einige Landesminister*innen. 

Nicht so unser hessischer Justizminis­
ter Herrn Prof. Dr. Poseck. Ohne zu zö­
gern kam Staatsminister Poseck, be­
gleitet von Staatsekretärin Eichner, zu 
den hessischen Kollegen und zeigte sich 
– wie immer – offen und gesprächsbe­
reit. Mit ihm hat der BSBD Hessen tat­
sächlich einen guten und sehr aufmerk­
samen Zuhörer und Gesprächspartner. 
Auch der BSBD Hessen kennt andere 
Zeiten. Bleibt zu hoffen, dass in den 
Ländern, die keinen bis mangelhaften 
Austausch haben, Veränderungen ge­
lingen mögen.

Das BSBD Ländertreffen lebt vom 
länderübergreifenden Erfahrungsaus­
tausch. Die Problemlagen im Justizvoll­
zug sind in allen Ländern mehr oder 
weniger identisch. Überall scheint die 
Notbesetzung der Normalfall geworden 
zu sein. In allen Bundesländern fehlen 
Bewerber, viel zu viele Stellen bleiben 
unbesetzt, in den Tagesdiensten läuft 
eine markante Unterbesetzung. 

Das Angebot für die Gefangenen läuft 
allerdings häufig wie bei einer Normal­
besetzung weiter. Dabei ist kaum eine 
Berufsgruppe innerhalb des Vollzuges 
verschont von Unterbesetzung. 

Übergriffe von Gefangenen mehren 
sich. Längst lockt die freie Wirtschaft 
mit lohnenden und attraktiveren Ar­
beitsangeboten. In allen Bundesländern 
ist der Arbeitsmarkt „bewerberfreund­

lich“. Um die Bewerber wird regelrecht 
„gebuhlt“. Von der Willkommensprä­
mie bis hin zu modern gestalteten Ar­
beitsumgebungen und spürbarer Wert­
schätzung der Arbeitgeber. Zahlreiche 
Arbeitgeber haben erkannt, dass ein 
gutes Arbeitsklima mit guter Leistungs­
fähigkeit einher geht. 

Tja, und der Justizvollzug? Die Wech­
selbereitschaft jüngerer Generationen 
ist hoch. Schnell ist gutes Personal ver­
schwunden. � ■

(v.l.n.r.:) Wilma Volkenand, Gerd Gohla und 
Christian Otto. � Foto: BSBD Hessen

Staatsminister Prof. 
Dr. Poseck und Staats-
sekretärin Eichner im 
Austausch mit Wilma 
Volkenand, Christian 
Otto und Gerd Gohla in 
Berlin.  
Foto: BSBD Hessen



33  

DE
R 

VO
LL

ZU
GS

DI
EN

ST
  6

/2
02

3

H E S S E N

Ein neuer Begriff hält Einzug im 
hessischen Justizvollzug: das 
„Verakten“. Zwar gab es zu jeder 

Zeit „Vermerke“ über Beobachtungen, 
Gespräche oder Feststellungen, aber 
das „Verakten“ geht deutlich weiter. Die 
einen vermessen die Welt, die anderen 
verakten das vollzugliche Zusammen­
leben. 

Kann man Vollzugsleben „verakten“? 
Lässt sich alles und jedes, d. h. jedes Ge­
spräch, jede Begegnung in Texte und 
Worte fassen, damit sie anderen gar zur 
Schaffung von Rechtssicherheit bzw. 
Urteilsfindung dienen? 

Mit großer Sorge beobachten wir seit 
wenigstens zwei Jahrzehnten, dass die 
Dokumentationspflichten im Justiz­
vollzug immer umfassender werden, 
Checklisten zu befüllen sind – immer 
und immer wieder. Vorakten (aus Jahr­
zehnten) sollen zur Vollzugsplanung 
beigezogen werden – es gibt kein Ver­
gessen mehr und auch keine neue oder 
andere Chance für Menschen, die reso­
zialisiert werden sollen. Seit dem Urteil 
des Landgerichts Limburg im Jahr 2018 
gegen zwei Führungskräfte des rhein­
land-pfälzischen Justizvollzugs wurde 
die Messlatte nochmal höher gelegt; er­
gänzt wurde das Ganze um das Zauber­
wort der „Sorgfaltspflicht“. Für den 
hessischen Justizvollzug heißt das: pas­
siert etwas, kommt es zu besonderen 
Vorkommnissen oder zum Suizid eines 
Gefangenen, werden gar vollzugsöff­
nende Maßnahmen missbraucht, dann 
wird bei uns gefragt: hat hier ein Voll­
zugsbediensteter „unsorgfältig“ gear­
beitet und folglich versagt? 

Auch wenn das Limburger Urteil mitt­
lerweile durch den Bundesgerichtshof 
kassiert wurde, sitzt die Botschaft doch 
fest in den Köpfen – ganz besonders 
in denen der hessischen Kolleginnen 
und Kollegen. Kann Justizvollzug noch 
funktionieren, wenn die Bedienste­
ten auf der Entscheidungsebene sich 
bei jeder Vollzugsentscheidung in der 
Mitverantwortung sehen, mit ihrer 
Existenz und dem Wohl der Familie 
mithaften, wenn ein Gefangener ver­
sagt? Man denke an den Stress und an 
die Rechtsanwaltskosten für Straf- und 
Disziplinarverfahren. So wird nun in 
Hessen geschrieben, geschrieben, ge­
schrieben, Beobachtungen werden in 
Formbögen dokumentiert. Und nicht 
nur dort, sondern auch in verschie­

denen Datenbanken (BasisWeb und 
SoPart) und Dateiablagesystemen. Die 
„Sorgfalt“ findet nicht mehr in Gesprä­
chen statt, sondern am Schreibtisch 
über Akten und Vermerken brütend. 

Personelle Unterbesetzung spielt da­
bei keine Rolle. Dass die Unterbeset­
zung Qualität kostet, scheint nachran­
gig zu sein. Aber Hauptsache, dass in 
der gesetzten Frist geschrieben wird, 
und wehe, es wird nichts geliefert oder 
der Bericht kommt zu spät. 

Die Welt wird veraktet, um irgend­
wann die Entscheidungsfindung detail­
liert überprüfen zu können, oder Ent­
scheidungen als Fehler zu bewerten. In 
der Rückschau ist aber alles leicht zu 
bewerten; Hindsight is an exact science, 
sagen die Engländer.

Unsere Fehlerkultur ist mittlerweile 
beispiellos; es scheint so schön zu sein, 
mit Vermerken belegen zu können: ich 
war‘s nicht. Oder: Du hast versagt. Da­

mit ist nicht der jeweilige Gefangene ge­
meint, der unstreitig versagt hat. Nein, 
hier sind die Entscheider und die Vorbe­
reiter einer Entscheidung gemeint. 

Auch in der Personalentwicklung 
und in der Personalsteuerung zog fast 
das Zauberwort „Veraktung“ ein. Es 
gab die Idee, Gespräche mit Mitarbeite­
rinnen und Mitarbeitern (über Bespro­
chenes oder Erlebtes) zu „verakten“. 

Man stelle sich vor, eine Führungs­
kraft steht im Stationszimmer oder sitzt 
im eigenen Büro, spricht mit Bediens­
teten und schreibt dann jedes Mal auf, 
was besprochen wurde. Mal abgesehen 
davon, dass natürlich zu fragen ist, in 
welcher Zeit die Führungskraft genau 
das denn erledigen soll. Bei Zuständig­
keiten von häufig mehr als 30 Mitarbei­

tenden und 150 Gefangenen dürfte eine 
solche Aufgabenstellung schon schlicht 
an der fehlenden Zeit scheitern. 

„Abgelegt“ werden sollten all die­
se Vermerke übrigens in besonderen 
Handakten bei den Führungskräften, 
die dann bei einem anstehenden Wech­
sel der Führungsebene „von Hand zu 
Hand“ weiterzugeben gewesen wären 
an die Nachfolgerin oder den Nachfol­
ger. Die Idee war, darüber Führungs­
kontinuität herzustellen. 

Es war der Hauptpersonalrat Justiz­
vollzug, der diesem Konzeptentwurf 
deutlich widersprach. Es galt, zu ver­
hindern, dass solche Vermerke bei 
Führungswechseln an den/die Nach­
folger/innen weitergegeben werden, 
ohne dass die betroffenen Bediensteten 
diese jemals zu sehen bekommen. 

Für Personalgespräche und Vermerke 
gibt es einschlägige Regeln im Hes­
sischen Beamtengesetz, zusätzliche Ak­

ten (neben der Personalakte) sind dort 
nicht vorgesehen. So lässt sich aber 
nicht die Führungskontinuität stiften, 
die sich die Vollzugskolleginnen und 
-kollegen wünschen, besonders nicht 
für diejenigen, die von der Personal­
fluktuation auf der Führungsebene be­
troffen sind und den Wechsel auf ihrem 
Chefstuhl immer wieder erleben müs­
sen. 

Das jetzt überarbeitete und 2023 ein­
geführte Personalentwicklungskonzept 
für den hessischen Justizvollzug ist 
übrigens ein mutiges, forderndes und 
auch gutes Konzept. Möge es bitte nicht 
endgültig in den Schubladen versan­
den, wo es in etlichen Anstalten leider 
schon angekommen zu sein scheint. 
Dort liegen bereits die landeseinheit­

Auf ein Wort: 

Lässt sich das Leben „verakten“?
Ein kritischer Zwischenruf des BSBD Hessen

Foto: DOC RABE Media 
/stock.adobe.com

Foto:  
BillionPhotos.com  
/stock.adobe.com
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Weichenstellung Tarifverhandlungen 
– Wohin fährt der Justizvollzug ?
Fortdauernde verfassungswidrige Besoldung führt zu Resignation

Während und nach den Tarif-
verhandlungen bei Bund und 
Kommunen (TVöD) wurden in 
unseren Dienststellen zahlreiche 
Gespräche rund um unsere Besol-
dung geführt. 

Fast alle Berichte in den Medien 
erweckten den Anschein, dass Lohn­
erhöhungen ins Haus stünden.  
In Hessen wird bei allen Berufsgrup­
pen in der Regel die Verbeamtung 
angestrebt. Warum denn dann 
Tarifverhandlungen? Schnell wird 
ausgeblendet dass die Beschäftigten 
bei Bund und Kommunen sich auch 
in Hessen befinden könnten.
Zahlreiche Anfragen wurden an die 
Vertretungen der Gewerkschaften 
herangetragen. Mit Verwunderung 
wurde vom Nachbarn berichtet. Die 
Ehefrau des Cousins hat doch das 
auch bekommen. Warum wir nicht? 
Die Nachfragen waren durchweg 
keine Einzelfälle. Wir leisten gerne 
Aufklärungsarbeit. Die Nachrichten 
aus den Medien über Tariferhöhung 
werden durch große Aufmerksam­
keit in unseren Dienststellen ver­
folgt. Wer bei welchem Arbeitgeber 
beschäftigt ist, wird schnell über­
gangen. 
Seit Jahren ist unsere Besoldung 
verfassungswidrig. Längst wurde 
gerichtlich festgestellt, dass wir nicht 
ausreichend bezahlt wurden.  
Es muss nachgesteuert werden.  
Bei jeglichem Aufruf zu Protesten, 
sei es aus Solidarität mit den Be­
schäftigten des TVöD oder mit den 
Beschäftigten der Länder (TV-L), 
ist die Aufmerksamkeit bei einer 
Besoldung, die wir von Rechtswegen 
erhalten müssten. 
Der Wunsch nach Rückkehr zum 
TV-L wird fast ebenso häufig wie der 
Wunsch nach einer Besoldung im 
Sinne des Richterspruchs geäußert, 
obwohl dies für die hessischen Ta­
rifbeschäftigten monetär eine Ver­
schlechterung erzeugen würde. 
Ob sich die Beschäftigten der Länder 
wirklich besser stellen, wird nicht 
wirklich überprüft. Der Fokus ist 
stets bei der Besoldung in den ande­
ren Ländern. Besoldung, freie Heil­
fürsorge u.v.m., alles durcheinander. 
Wir Hessen stehen einfach schlechter 
da. Punkt und fertig. 

Scheinbar lassen unsere Arbeitgeber 
keine Argumente für die Teilnahme 
an Protesten zu. Fast jeder von uns 
wünscht sich aber, dass der Justiz­
vollzug durch die Öffentlichkeit 
(und die Politik) gesehen und wahr­
genommen wird, dass unsere Arbeit 
hinter den Mauern nach außen 
dringt und geschätzt wird. 
Da braucht es dann aber viele Kol­
leginnen und Kollegen, damit wir 
gesehen werden. Klar, Besoldung 
wird nicht durch Tarifverhandlungs­
partner ausgehandelt.  
Aber bei allen Tarifverhandlungen 
wird von den Gewerkschaften die 
Forderung auf Übertragung des Er­
gebnisses zeit- und inhaltsgleich auf 
die Beamten und Versorgungsemp­
fänger gefordert. 
Unter unseren ehemaligen Minis
terpräsidenten Koch und Bouffier 
kam es zu der verfassungsverlet­
zenden Besoldung, die bis zum 
heutigen Tag anhält. Es war der dbb 
Hessen, der die Klagen für die Fest­
stellung der Verfassungswidrigkeit 
bisher finanziert hat. 
Der Beschluss des Verwaltungsge­
richtshofs Kassel vom November 
2021 ist bis heute in aller Munde. 
Fatal ist, dass die fortdauernde 
verfassungswidrige Besoldung für 
viele Kolleginnen und Kollegen als 
Begründung dient, nicht den Aufru­
fen zur Teilnahme an Warnstreiks zu 
folgen.
Resignation und innere Kündigung 
haben sich breit gemacht. Die Einla­
dung zur Solidarität, einen Ruhetag 
einzusetzen oder gar Urlaub zu neh­
men, um einen Warnstreik zu unter­
stützen, wird überhaupt nicht einmal 
mehr erwogen, obwohl bekannt ist, 
dass der Tarifabschluss die Weichen 
stellt für die Besoldungserhöhung.
Dringend rufen die Gewerkschaf-
ten alle auf: Kommt mit, auch wenn 
es in eurer Freizeit ist, zeigt euch.  
Zeigt, wer die Lücken in den Dienst­
plänen auffüllen muss.  
Zeigt, wer die angespannte Lage in 
den Anstalten beherrschen muss. 
Gebt euren Forderungen ein Gesicht. 
Ihr seid nicht machtlos.  
Wir sind nicht machtlos – und wir 
ergeben uns nicht.

Eure 
Wilma Volkenand � ■

lichen Führungsrichtlinien vom Juli 
2018.)

Jetzt kommen neue Dokumentations­
pflichten über die neuen Beurteilungs­
richtlinien. Bei jedem Personalwechsel 
auf Führungsebene, der länger als drei 
Monate dauert, sind dann alle Mitar­
beitenden zu beurteilen. Bei der Fluk­
tuation insbesondere in den südlichen 
Anstalten könnte das aber ein großes 
Unterfangen werden. Wer soll all diese 
zusätzliche Arbeit erledigen? 

Das alles erfindet zugegebenermaßen 
nicht der hessische Justizvollzug; nein, 
das sind die Folgen der Rechtsprechung 
der letzten Jahre. Nichts mehr, aber 
auch nichts weniger. Dokumentieren, 
dokumentieren, dokumentieren.

Kann das in einer Justizvollzugsan­
stalt funktionieren? Wird uns das wei­
ter bringen? Wird das zu treffende Ent­
scheidungen solide und stabil stützen? 
Und Akzeptanz für die Entscheidungen 
erhöhen? Eher nicht! Die Menschen, 
die beschrieben werden, erreicht es 
nicht. Weil für sie Auseinandersetzung 
und Weiterentwicklung anders funktio­
niert, z. B. durch Gespräche. Der Kreis 
derer, die schreiben und dokumentie­
ren, tanzt faktisch auf der Stelle. 

Positive Lockerungsentscheidungen 
finden in Hessen nur noch selten statt, 
wer will sich schon nachsagen lassen, 
irgendein Detail in irgendeiner Akte 
übersehen zu haben. Viel zu viele ha­
ben innerlich gekündigt, resignieren, 
wenden sich ab. Und viel zu viele ent­
scheiden sich wieder zu gehen. 

Im Ministerium sind es jetzt übrigens 
die „Hintergrundvermerke“, die die­
jenigen, die sie zu erstellen haben, in 
den Wahnsinn treiben. Auch zur Vor­
bereitung des BSBD-Gewerkschaftstags 
werden Seiten über Seiten an Hinter­
grundvermerken befüllt. Obwohl doch 
eigentlich alle ganz gut wissen, wie die 
Gewerkschaftsvorsitzende Kannegie-
ßer seit Jahren „tickt“ und welche The­
men sie immer und immer wieder auf­
gerufen hat. Hat mal jemand darüber 
nachgedacht, was ein eben mal bestell­
ter „Hintergrundvermerk“ für einen 
Arbeitsaufwand bedeutet? 

Dabei wäre es viel zielführender und 
effizienter, miteinander im Gespräch zu 
sein, sich erzählen zu lassen. Das stiftet 
im Übrigen echte Zusammenarbeit und 
Zusammenhalt. 

Und genau das hat sich seit Mai 2022 
doch eigentlich sehr positiv entwickelt 
zwischen Staatsminister Prof. Dr. Pos-
eck und dem BSBD Hessen.

Als wäre die Arbeit der Vollzugsbe­
diensteten erledigt, wenn die Akten ge­
füllt sind. Nein, das ist sie nicht. 

Euer BSBD in Hessen� ■
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Hauptversammlung der dbb Frauenvertretung Hessen
Zahlreiche aktuelle Themen auf der Tagesordnung

Salina Meinhardt aus dem Ortsver-
band Kassel 1 nahm gemeinsam mit 
der Ortsverbandsvorsitzenden des 
BSBD Butzbach und der Fachgrup-
penvertreterin für den BSBD Hessen 
Susanne Leib an der Landeshauptver-
sammlung der dbb Frauenvertretung 
teil.

Am 19.09.2023 fand die jährliche Lan­
deshauptversammlung der dbb Frau-
envertretung im Hotel Fulda Mitte 
statt. Stellvertretend für den BSBD nah­
men die Kolleginnen Susanne Leib und 
Salina Meinhardt an der Sitzung teil. 

Zu den Themen zählten unter ande­
rem die verfassungswidrige Besoldung 
der Beamten und Beamtinnen, das 
neue Hessische Gleichberechtigungs­
gesetz, das neue Hessische Personalver­
tretungsgesetz, Mobiles Arbeiten und 
die anstehende Landtagswahl.

Für den dbb Hessen berichtete der 
stellv. Vorsitzende Richard Thonius 
über aktuelle Themen. Als Gäste konn­
ten ferner der Vorsitzende der Deut­
schen Palliativstiftung, Dr. Thomas 

Sitte, sowie der stellvertretende Vor­
sitzende des Stiftungsrates, Prof. Dr. 
Carsten Schütz begrüßt werden. Ihnen 
gelang es, die nicht einfache Thematik 
„selbstbestimmtes Sterben / Patienten­
verfügung/Vorsorgevollmacht“ interes­

sant und kurzweilig zu vermitteln und 
den Teilnehmerinnen wichtige Infor­
mationen zu geben. Wir bedanken uns 
bei dem Vorstand der dbb Frauenver-
tretung für den unermüdlichen Ein­
satz.                         Salina Meinhardt � ■

Blutspendenaktion ein voller Erfolg
Bedienstete spenden Aufwandsentschädigung für die Kinderkrebsstation Peiper

Das mobile Team der Blutbank des 
Universitätsklinikums Gießen-Mar-
burg um Ärztin Dr. Annette Möller 
war am 21.09.2023 zu Gast in der 
JVA Butzbach. Der Anstaltsleiter Uwe 
Röhrig freute sich sehr über die Ak-
tion der Bediensteten, darunter dem 
Personalrat unter dem Personalrats-
vorsitzenden Kristof Petring, und un-
terstützte diese im vollem Umfang. 

In der Sporthalle der Vollzugsanstalt 
wurden die Blutspender zuvor kurz un­
tersucht: der Hämoglobinwert im Blut 
wurde bestimmt, sowie der Blutdruck 
und die Körpertemperatur gemessen, 
bevor ein Arztgespräch folgte. 

Alle Teilnehmer spendeten neben 
einem halben Liter Blut auch die Auf­
wandsentschädigung von 25 Euro. Die­
se Summe erhöhte sich durch weitere 
Geldspenden der Vollzugsbediensteten 
der JVA Butzbach auf eine sensationelle 
Spendensumme in Höhe von 1.360 €. 
Der Anstaltsleiter Uwe Röhrig bedank­
te sich vielmals bei allen die gespendet 
und die Aktion unterstützt haben. 

So konnte stolz vor der Kinderkrebs-
station Peiper des Universitätsklini-
kums Gießen-Marburg die Geldspende 
an den Elternverein für leukämie- und 

krebskranke Kinder Gießen, vertreten 
durch die Erzieherin Corinna Altinki-
lic, im Beisein von Professor Dr. Dieter 
Körholz durch den Anstaltsleiter Uwe 
Röhrig und dem Personalratsvorsitzen­
den Kristof Petring übergeben werden. 

Es sei geplant, regelmäßige Blut­
spende-Termine für das Personal zu 
veranstalten, so der Anstaltsleiter Uwe 
Röhrig. Angesichts knapper werdender 

Blutkonserven sei dies ein wichtiger 
Beitrag für die Gesundheitsfürsorge. 
„Wir brauchen frisches Blut“, so Kristof 
Petring, daher sieht der Anstaltsleiter 
Uwe Röhrig darin auch eine positive 
Außenwirkung, denn ein Blick hinter 
die Gefängnismauern ist gemeinhin 
nicht möglich 

Susanne Leib,  
OV-Vorsitzende Butzbach � ■
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(v.l.n.r.:) Prof. Dr. Dieter Körholz, Corinna Altinkilic, Uwe Röhrig, Kristof Petring. � Foto: BSBD
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Jahreshauptversammlung des Ortsverbands Butzbach
Liste zur Personalratswahl 2024 erstellt

Am 3. November 2023 fand die Jah-
reshauptversammlung bei einem 
großzügigen All-You-Can-Eat-Büfett 
im asiatischen Restaurant „Miller 
Halle“ in Gießen statt. 

Nach der Begrüßung der 22 anwe­
senden Mitglieder berichtete die 1. Vor­
sitzende Susanne Leib über die Aktivi­
täten im vergangenen Jahr. 

Der Vorstand des Ortsverbands hatte 
z. B. in einer PR-Aktion an die Teilneh­
mer der Personalfahrt der JVA Butz­
bach nach Hamburg kleine Geschenk­
tütchen verteilt. 

Leider waren kleinere Events man­
gels Interesse abgesagt worden, was 
der Vorstand bedauerte. Daher wird für 
2024 ein großes Sommerfest geplant. 

Wichtig zu berichten war zudem über 
die erfolgreiche Änderung zum Thema 
Angriffsentschädigung: ein Kollege der 

JVA Butzbach wurde bei einem Angriff 
schwer verletzt. Da der Täter allerdings 
entlassen und untergetaucht war, konn­
te es zunächst nicht zur Verhandlung 
des Angriffs kommen. 

Da aber nur die rechtskräftige Verur­
teilung des Täters zur Auszahlung der 
Angriffsentschädigung führt, wurde 
der Landesvorstand des BSBD infor­
miert. 

Dieser konnte in Gesprächen mit dem 
Ministerium daraufhin eine wichtige 
Neuerung erreichen: künftig genügt 
die Meldung der Anstalt zum Angriff, 
wenn eine Verurteilung aus besonderen 
Gründen nicht möglich ist, um die An­
griffsentschädigung auch ausgezahlt zu 
bekommen. 

Ehrungen für langjährige  
Mitgliedschaft im BSBD Hessen
Die 1. Vorsitzende Susanne Leib be­
dankte sich im Namen des OV Butzbach 
im Anschluss bei den leider abwesen­
den Kollegen Andreas Riedmann, 
Marco Rinker und Jutta Lautenschlä-
ger für ihre 15-Jährige Mitgliedschaft 
im BSBD. 

Für bereits 25 Jahre Mitgliedschaft 
konnte der Kollege Stephan Köpsel ge­
ehrt werden. Die Ehrungen fanden im 
Nachgang in der Justizvollzugsanstalt 
statt.

Auch die Kollegin Petra Heß wurde 
für 25 Jahre Mitgliedschaft im BSBD 
geehrt, sie ist seit Jahren im Personalrat 
aktiv tätig. 

Neben den Urkunden und den Nadeln 
des BSBD überreichten die Vorsitzen­
den Susanne Leib, Dominik Gonther 
und der Kassierer Filip Wiktorski allen 
Gutscheine und Pokale in unterschied­
lichen Größen.

Wahlen zur Liste  
zur Personalratswahl
Dann folgte schon der nächste Ta-
gesordnungspunkt: die Wahlen zur 
Liste zur Personalratswahl 2024.

Nach erfolgreicher Erstellung durch 
spannende Wahldurchgänge konnte 
die Sitzung beendet und das Büfett er­
obert werden. 

Zum Abschluss der erfolgreichen Jah­
reshauptversammlung in gemütlicher 
Runde – an der auch das Ehrenmitglied 
Alfred Görlach sowie die Pensionäre 
Reinhold Gogol und Karl Panz teil­
nahmen – gab es für alle Anwesenden 
natürlich noch Glückskekse. 

Ortsverband
JVA Butzbach � ■

Mit Spaß bei den spannenden Wahldurchgängen. � Fotos (2): BSBD Hessen

Für 2024 ist ein großes Sommerfest geplant. 
Foto: Ingo Bartussek/stock.adobe.com
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Aus dem Ortsverband Dieburg 
Psychisch auffällige Gefangene belasten sehr – Permanent steigende Anzahl von Übergriffen auf Bedienstete
Der Ortsverband Dieburg durfte die­
ses Jahr zwei Kollegen zur 15-jährigen 
Mitgliedschaft ehren. Der Koll. Hendl-
meyer und der Koll. Herteux bekamen 
ihre Urkunden sowie die Ehrenabzei­
chen und eine gute Flasche Wein. Orts­
verbandsvorsitzender Ralph Hoffmann 
bedankte sich für die besondere Treue 
zur Gewerkschaft und betonte, dass ge­
rade die älteren Kolleginnen und Kolle­
gen noch wissen, welche Kämpfe in der 
Vergangenheit durch die Gewerkschaft, 

durch die Ortsverbände und nicht  zu­
letzt von jedem einzelnen ausgefochten 
wurden und wieviel durch die Gewerk­
schaft erreicht wurde! 

„Aber all das Vergangene“, so Ralph 
Hoffmann, „ist nichts zu dem, was jetzt 

auf uns und gerade auf den hessischen 
Justizvollzug im Eiltempo ohne Brem­
sen zurollt. Die vergangenen Jahre mit 
dem Corona Virus und gefühlt hunder­
ten Erlassen und Verfügungen haben 
uns schwer zugesetzt. 

Das „Null Respekt“ Verhalten sowie 
die wirklich permanent steigende An­
zahl von Übergriffen auf Bedienstete 
und das aggressive und psychisch auf­
fällige Verhalten der Gefangenen, das 
man hier gar nicht hart genug beschrei­
ben könnte, ohne dass es zensiert wird, 
macht alle Bedienstete des Landes Hes­
sen kaputt. Das ständige Personalka­
russell mit Angestellten einstellen, die 
dann wieder kündigen. weil sie nicht 
mit so viel Aggressivität gerechnet ha­
ben. Und auch jene Angestellten die 
kündigen, weil ihnen auf einmal ein­
fällt dass Schichtarbeit, am Wochenen­
de arbeiten und überhaupt Arbeiten, ja 
doch nicht so eine gute Idee war, ma­
chen den Dienst nicht einfacher. 

Hierzu kommt noch eine Hessische 
Regierung die einfach eine Klage ge­
gen die Jahre lange verfassungswidrige 
Besoldung in Hessen zum größten Teil 
ignoriert und die Bediensteten des Lan­
des Hessen mit kleinen Häppchen ab­
zuspeisen versucht, wahrscheinlich in 
der Hoffnung, dass wir alle vergessen 
was uns noch zusteht. 

NEIN.. wir vergessen nicht! Es ist 
nicht 5 vor 12. Es ist weit nach 12. Wir 
beobachten die kommenden Verhand­
lungen der Tarifländer. Wir haben die 
Verhandlungen des Bundes beobachtet! 
Und ich denke, ich spreche für alle Be­
diensteten im Lande Hessen, wenn ich 
sage … mit klaren Worten: Haltet euch 
an die Abschlüsse die getätigt wurden, 
sowie an die, die im Dezember mit den 

Ländern in der Tarif-Kommission ver­
handelt werden. Nehmt uns in Hessen 
mit ins Boot! Und zwar mindestens 
mit denselben Abschlüssen. 

Bezahlt uns die Besoldung aus, die 
uns nach der Klage zusteht … Rückwir­
kend! Gerade für die älteren Bedienste­
ten. Kommt eurer Pflicht nach … in 
der Hessischen Regierung!!

Und zum Abschluss noch ein Wort an 
alle Pensionärinnen und Pensionäre. 
Bei allem Respekt, und das meine ich 
sehr ernst, da ich selbst in wenigen 
Jahren zu diesem Kreis gehören wer­
de. Verurteilt nicht die Ortsverbände, 
wenn sie mal eine zeitlang inaktiv er­
scheinen. Und wenn sie mal etwas ver­
gessen oder einfach aufgrund der an­
gesprochenen Verhältnisse eben keine 
motivierten Kolleginnen und Kollegen 
für bestimmte Abläufe finden. 

Ihr könnt euch sicher sein. Wir, die 
Ortsverbände und die Vorsitzenden in 
Hessen und jeder einzelne vorhandene 
aktive Gewerkschaftler hat dienstlich, 
gewerkschaftlich und nicht zuletzt pri­
vat sehr viel um die Ohren.

Und trotzdem halten wir den Laden 
in jeglicher Hinsicht am Laufen. Orga­
nisieren und informieren über E-Mail 
und Gespräche vor Ort unsere Mitglie­
der. Da könnt ihr euch sicher sein! In 
diesem Sinne hoffe ich weiter auf euer 
Vertrauen und auf eure Unterstützung. 

Der Ortsverband Dieburg wird im No­
vember eine außerordentliche Jahres­
hauptversammlung mit Rechenschafts­
bericht und anschließender Neuwahl 
des Vorstandes abhalten.“

In diesem Sinne … „Kopp in Nacken, 
weiter Schnacken!“

OV Vorsitzender JVA Dieburg  
Ralph Hoffmann � ■

www.bsbd.de
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Ehrung des Kollegen Hendlmeyer für 15-jäh-
rige Mitgliedschaft. � Foto: BSBD Hessen
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